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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. 


(Nr. 3117.) Allerboͤchſter Erlaß vom 9. März 1849., betreffend das der Gemeinde Anholt 
bewilligte Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Chauſſee von 
Anholt bis zur Niederländifchen Grenze in der Richtung auf Gendringen ıc. 


„ Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Anholt zur Niederlaͤndiſchen Grenze in der Richtung auf Gen— 
dringen durch die Gemeinde Anholt genehmigt habe, will Ich der Gemeinde 
Anholt das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem jedesmal fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen geltenden Chauſſeegeld-Tarif verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 9. Maͤrz 1819. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 
An die Staatsminiſter s. d. Heydt und v. Rabe. 


(Ir. 3118.) Allerboͤchſter Erlaß vom 9. März 1849. betreffend das den Kreisſtaͤnden des 
Juͤterbogk-Luckenwalder Kreiſes bewilligte Recht zur Erhebung eines Weges 
geldes auf der Juterbogk-Luckenwalder Strafe. 


Al den Bericht vom 30. Dezember v. J. will Ich den Kreisſtaͤnden des 
Juͤterbogk-Luckenwalder Kreiſes das Recht zur Erhebung eines Wegegeldes auf 
der Juͤterbogk⸗Luckenwalder Straße nach dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840, verleihen; auch ſollen die dieſem Tarife angehaͤngten Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die oben gedachte Straße Anwen— 
dung finden. f 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 8 

Charlottenburg, den 9. Marz 1849. 

Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 

An die Staatsminiſter v. Manteuffel, v. d. Heydt und v. Rabe. 


Jahrgang 1849. (Nr. 311731200 25 (Fr. 3119.) 
Ausgegeben zu Berlin den 11. Mai 1849. 


a 


(Nr. 3119.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. März 1849., betreffend die Verleihung der fidFali- 
ſchen Vorrechte, ſowie der Chauſſeegelderhebung an die Gemeinden Wen— 
gern und Bommern Behufs Erbauung und Unterhaltung einer Gemeinde— 
Chauſſee von Bommern nach Wetter. 


Nachden die Gemeinden Wengern und Bommern im Kreiſe Hagen den Bau 
einer Gemeinde⸗Chauſſee von Bommern nach Wetter beſchloſſen haben, be⸗ 
ſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der für dieſe Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau— 
und Unterhaltungsmaterialien nach Maaßgabe der für die Staatschauſſeen gel⸗ 
tenden Beſtimmungen auf die oben gedachte Chauſſee Anwendung finden ſoll. 
Zugleich will Ich den beiden genannten Gemeinden das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840. verleihen; 
auch ſollen die dieſem Tarife angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee— 
Polizeivergehen auf die Eingangs bezeichnete Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 9. Maͤrz 1849. N 


Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
An die Staatsminiſter v. d. Heydt und v. Rabe. 


(Fr. 3120.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Maͤrz 1849., betreffend die Verleihung der fiska— 
liſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau einer Gemeindechauſſee von 
Altenberge uͤber Laer und Horſtmar nach Schoͤppingen. 


n Folge des Berichts vom 8. Januar d. J., betreffend den Bau einer 
Gemeindechauſſee von Altenberge uͤber Laer und Horſtmar nach Schoͤppingen, 
beſtimme Ich hierdurch, daß das Recht zur Expropriation der fuͤr dieſe Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau— 
und Unterhaltungs materialien nach Maaßgabe der fuͤr die Staatschauſſee'n gel 
tenden Vorſchriften, auf die oben gedachte Straße Anwendung finden ſoll. 
Zugleich will Ich den betreffenden Gemeinden das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. verleihen; 
auch ſollen die dieſem Tarife angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee— 
polizei⸗Vergehen auf die Eingangs bezeichnete Chauſſee Anwendung finden. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 9. Maͤrz 1849. 


| Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
An die Staatsminiſter v. d. Heydt und v. Rabe. 
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(Fr. 2421.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kölner Stadtobli— 
gationen zum Betrage von Einer Million Thalern. Vom 1. Mai 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der kommiſſariſche Oberbuͤrgermeiſter und der Gemeinderath der 
Stadt Koͤln darauf angetragen haben, zu verſchiedenen, fuͤr Rechnung der Stadt 
auszufuͤhrenden öffentlichen Arbeiten und anderen außerordentliche Ausgaben, 
insbeſondere zur Abbuͤrdung der auf Grund Unſeres Privilegiums vom 31. Mai 
1848. (Geſetzſammlung S. 203.) aufgenommenen ſtaͤdtiſchen Anleihe von 200,000 
Rthlr., eine Anleihe mittelſt auf den Inhaber lautender, mit Fuͤnf vom Hun— 
dert jährlich zu verzinſender Stadtobligationen aufnehmen zu dürfen, ertheilen 
Wir zu dieſem Zwecke unter Aufhebung des von Uns unter dem 4. Dezember 
1848. (Geſetzſammlung S. 445.) der Stadt Köln verliehenen Privilegiums 
in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
zur Ausſtellung von auf den Inhaber lautenden Kölner Stadtobligationen zum 
Betrage von Einer Million Thalern, und zwar in Scheinen zu 30 Rthlr. oder 
zu einem durch 30 theilbaren Betrage, welche nach dem anliegenden Schema 
auszuſtellen, mit Fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und von Seiten der 
Stadt Koͤln nach ſechs Jahren kuͤndbar ſind, und zu deren Tilgung vom 1. Ja⸗ 
nuar 1851. ab jährlich ein halb Prozent nebſt den Zinſen der getilgten Obli— 
gationen zu verwenden iſt, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherr— 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Charlottenburg, den 1. Mai 1849. 


= 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


(Nr. 3121.) Koͤlner 
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Kölner Stadt-Obligation. 


Serie J. a su e beta 
Kölner Stadt - Obligation SE 
Litt. Z. der Anleihe von 5 2 
Einer Million Thalern 2,8 8,2 °* 
G S 5 28 
genehmigt durch die Veſchlüſſe des Gemeinderaths vom 12. November 1847 8283 „ 5% 
und 16. Februar 1849. 5 2 5 3:5 
Aan 
Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vomumummmwi . 184 8.8 8 8 
(Geſetzſamml. für 184 St.) 23 8 8 
8 3 22 S 
Thaler... Preußiſch Rurant. S & 35 87 
3 * 
“ 2 a 
Der kommiſſariſche Ober⸗Bürgermeiſter und zugleich Gemeinde⸗Vorſteher der Stadt Köln und die vom ME 55 


Gemeinderatbe zur Negoziirung der Anleihe von einer Million Thalern ernannte Kommiſſion beſcheini⸗“ 8 
gen durch dieſe Schuldverſchreibung, daß der Inhaber in Folge einer desfalls geſchehenen baaren Gin: | "IE 8 
zahlung an die Stadtkaſſe ein Kapital von 

.. . . . .. .. Thaler Preußiſch Kurant 
an die Stadt Köln zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent feſtgeſetzten Zinſen ſind am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres fällig 
und werden nur gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zins⸗Coupons gezahlt. 

Zur Tilgung der ganzen Anleibe, welche von Seiten der Stadt nach ſechs Jahren kündbar iſt, 
wird 5 1. Januar 1851. ab, jährlich ein halb Prozeut, nebſt den Zinſen der getilgten Obligationen 
verwendet. 

Die zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos bezeichnet; der Tag der Rückzahlung des 
ausgelooſten Theil⸗Kapitals wird binnen vierzehn Tagen nach geſchehener Verlooſung durch öffentliche 
Blätter bekannt gemacht. Mit Ablauf des auf ſolche Weiſe angekündigten Zahlungstages hört die 
Verzinſung des betreffenden Kapitals auf. Die Rückzahlung des Kapitals geſchieht gegen Auslieferung 
des Schuldſcheines und der nicht verfallenen Zins-Coupons. In Ermangelung letzterer wird deren 
Werth an dem Kapitalbetrage eingehalten. Für die richtige Verzinſung und Tilgung haftet das 
Geſammt⸗Vermögen und die Geſammt⸗Einnahme der Stadt. 


Köln, den 184 
Oer kommiſſariſche Ober⸗Bür germeiſter. Die gemeinderäthliche Anleihe-Kommiſſion. Ausgefertigt. 
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